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vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. 
 

Satzung 
 

in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung vom 30. September 2009 in Frankfurt am Main. 

 
 
§ 1 Name und Sitz 
 
(1) Der Verband führt den Namen „vhw – Bundesverband für Wohnen 
und Stadtentwicklung e. V.“ 
 
(2) Der Sitz des Verbandes ist Berlin (Rechtssitz); er ist im Vereinsre-
gister eingetragen. Die Verwaltungssitze des Verbandes sind Bonn 
und Berlin, der Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung ist Bonn. 
 
 
§ 2 Gemeinnützigkeit 
 
(1) Der Verband erfüllt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung. 
 
(2) Der Verband ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftli-
chen Zwecke, sondern ausschließlich wissenschaftliche und gemein-
nützige Zwecke. 
 
(3)  Die Mittel des Verbandes dürfen nur für die satzungsgemäßen 
Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendun-
gen aus Mitteln des Verbandes. Der Verband darf niemanden durch 
Ausgaben, die seinen Zielen fremd sind, oder durch unverhältnismä-
ßig hohe Vergütungen begünstigen. 
 
 
§ 3 Ziele und Aufgaben des Verbandes 
 
(1) Der Verband dient ausschließlich wissenschaftlichen Zwecken 
und Zwecken der Bildungsförderung durch Forschung, Lehre und 
Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, die Beziehungen zwischen den 
Akteuren auf den Wohnungsmärkten und bei der Entwicklung der 
Städte und Gemeinden zu verbessern. 
Hierbei wirkt der Verband darauf hin, die Voraussetzungen zu schaf-
fen, die den Bürgern eine an ihren Vorstellungen und Bedürfnissen 
orientierte aktive und gestaltende Mitwirkung bei der Entwicklung der 
Wohnverhältnisse und bei der nachhaltigen Entwicklung der Städte 
und Gemeinden ermöglichen. 
Mittels der wissenschaftlichen Tätigkeit und der Bildungsförderung ist 
die am Leitbild der Bürgergesellschaft auszurichtende Weiterentwick-
lung des Wohnungswesens, des Städtebaus, der Raumordnung und 
der Umwelt zu betreiben und das Zusammenwirken aller am Bau-, 
Wohnungs- und Planungsgeschehen Beteiligten und Interessierten 
zu fördern. 
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(2) Der Verband kommt diesen Aufgaben nach vor allem durch: 
 

─ Fachtagungen und Fortbildungsveranstaltungen, 
─ Dokumentationen der anfallenden sozialen, wirtschaftlichen 

und rechtlichen Daten und Informationen in den Bereichen 
des Städtebaus, des Wohnungs- und Grundstückswesens, 
der Wohnungsbaufinanzierung, des Bau- und Bodenrechts 
sowie der Vermögensbildung durch Wohneigentum, 

─ fachwissenschaftliche Veröffentlichungen, 
─ Untersuchungen und Gutachten, 
─ Informationen der Mitglieder und der Öffentlichkeit über wich-

tige Tatsachen, Entwicklungen und Ergebnisse aus den Ar-
beitsgebieten des Verbandes, 

─ Erarbeitung von Empfehlungen für alle an der politischen Ges-
taltung beteiligten Organe des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und sonstiger Institutionen und 

─ Beratung mit Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung. 
 
(3) Bei seiner Arbeit lässt sich der Verband davon leiten, dass die 
neue Rolle der Bürger zu einer Mehrung des Gemeinwohls führt, die 
der zukunftsfähigen Entwicklung der Städte und Gemeinden ebenso 
dient wie der Stärkung des demokratischen Gemeinwesens. 
 
(4) Der Verband ist unabhängig, konfessionell und parteipolitisch 
neutral und verfolgt keine Standes- und Berufsinteressen. 
 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglieder des Verbandes können juristische Personen des priva-
ten und öffentlichen Rechts sowie sonstige Personengemeinschaften 
(korporative Mitglieder) werden, die an der Erfüllung der Aufgaben 
und an den Zielen des Verbandes mitwirken wollen. Andere Perso-
nengemeinschaften und natürliche Personen, soweit sie nicht dem 
Verbandsrat oder dem Kuratorium angehören, können als förderndes 
Mitglied (Förderer) aufgenommen werden.  
 
(2)  Die Mitglieder verpflichten sich, die satzungsmäßigen Ziele des 
Verbandes zu fördern und die festgesetzten Beiträge zu entrichten. 
 
(3) Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist eine schriftliche Beitrittserklä-
rung erforderlich. Der Antrag kann durch Beschluss des Verbandsra-
tes abgelehnt werden, wenn der Bewerber dem Verbandsrat nicht die 
Gewähr bietet, dass er seine Pflichten als Verbandsmitglied erfüllen 
wird.  
 
(4)  Die Mitgliedschaft wird mit Zugang der vom Vorstand unterzeich-
neten Bestätigung der Mitgliedschaft wirksam. 
 
(5)  Personen, die dem Verbandsrat oder dem Kuratorium angehören, 
sind für die Dauer ihres Amtes Mitglied des Vereins und von der Bei-
tragszahlung freigestellt. 
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(6) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt oder Ausschluss sowie 
bei natürlichen Personen durch Tod und bei juristischen Personen 
durch Verlust der Rechtsfähigkeit. 
 
(7)  Der Austritt muss schriftlich erklärt werden; er ist nur unter Einhal-
tung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Schluss des Ge-
schäftsjahres möglich. 
 
(8)  Der Ausschluss eines Mitglieds aus wichtigem Grund ist jederzeit 
zulässig. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wenn ein 
Mitglied die Interessen und das Ansehen des Verbandes schädigt 
oder der dringenden Aufforderung zur Zahlung des Jahresbeitrags 
nicht nachkommt. Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Ver-
bandsrates. Binnen 14 Tagen nach Mitteilung des Beschlusses kann 
der Betroffene gegen den Verbandsratsbeschluss Widerspruch erhe-
ben. Über den Widerspruch entscheidet die Mitgliederversammlung. 
 
 
§ 5 Mitgliedsbeitrag 
 
Der jährliche Mitgliedbeitrag wird nach Maßgabe einer Beitragsord-
nung erhoben, die auf Vorschlag des Verbandsrates von der Mitglie-
derversammlung erlassen wird. Der Beitrag ist am Beginn des Ge-
schäftsjahres fällig. Alle Mitglieder sind beitragspflichtig; die Bestim-
mung des § 4 Abs. 5 bleibt unberührt. 
 
 
§ 6 Organe und Einrichtungen des  
Verbandes 
 
(1) Die Organe des Verbandes sind 
 

1. die Mitgliederversammlung, 
 

2. das Kuratorium, 
 

3. der Verbandsrat und 
 
4. der Vorstand. 

 
(2)  Der Erreichung der Verbandsziele dienen folgende Einrichtungen: 
 

1. der wissenschaftliche Beirat, 
 
2. die Arbeitsgruppen und 
 
3. die regionalen Geschäftsstellen. 

 
(3) Der von der Mitgliederversammlung gewählte Rechnungsprü-
fungsausschuss prüft den Jahresabschluss. Die Mitglieder des Rech-
nungsprüfungsausschusses sind kraft ihres Amtes geborene Mitglie-
der des Kuratoriums. 
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§ 7 Mitgliederversammlung 
 
(1)  Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Jahr statt. 
 
(2)  Außerordentliche Mitgliederversammlungen müssen einberufen 
werden, wenn 
 

1. wenigstens der zehnte Teil der Mitglieder in einer von ihnen 
unterzeichneten Eingabe unter Anführung des Zwecks und 
der Gründe die Einberufung beantragt, 

 
2. das Kuratorium die Einberufung beim Verbandsrat beantragt. 

 
(3) Der Verbandsrat muss in diesen Fällen die Mitgliederversamm-
lung innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags einberu-
fen. 
 
(4) Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann der Verbandsrat jederzeit 
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
 
(5)  Ort und Zeit der Mitgliederversammlung werden durch den Ver-
bandsrat bestimmt. Die Einberufung muss mit einer Frist von sechs 
Wochen durch die Verbandszeitschrift oder durch ein Anschreiben an 
die Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung, insbesondere der 
Gegenstände der Beschlussfassung, erfolgen. 
 
 
§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 
(1) Der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung unterliegen 
insbesondere 
 

1. die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verbandsrates, 
 

2. die Wahl und Abberufung der vom Verbandsrat vorgeschlage-
nen Mitglieder des Kuratoriums, 

 
3. die Wahl und Abberufung des vom Verbandsrat vorgeschlage-

nen Vorstandes, 
 

4. die Wahl und Abberufung von mindestens drei Mitgliedern des 
Rechnungsprüfungsausschusses und wenigstens zwei Ver-
tretern für die Dauer von drei Jahren; Wiederwahl ist zulässig,  

 
5. die Entgegennahme des Berichts des Verbandsrates, 
 
6. die Entgegennahme des Berichts des Vorstandes, 
 
7. die Entgegennahme des Berichts des Rechnungsprüfungs-

ausschusses, 
 

8. die Feststellung des vom Vorstand und Verbandsrat aufge-
stellten Jahresabschlusses, 
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9. die Entlastung des Verbandsrates, 

 
10. die Entlastung des Vorstandes, 

 
11. die Berufung gegen den Ausschluss von Mitgliedern, 

 
12. der Erlass der Beitragsordnung, 

 
13. die Änderung der Satzung und 

 
14. die Auflösung des Verbandes. 

 
(2) Anträge und Wahlvorschläge müssen mindestens vier Wochen 
vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Verbandsrat eingegan-
gen sein. Den Mitgliedern sind die fristgemäß eingegangenen An-
träge und Wahlvorschläge eine Woche vor dem Tag der Mitglieder-
versammlung durch Anschreiben oder in der Verbandszeitschrift be-
kannt zu geben. 
 
 
§ 9 Durchführung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Vorsitzende 
des Verbandsrates oder  eine vom Verbandsrat zum Leiter der jewei-
ligen Mitgliederversammlung bestimmte Person.  
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist von der oder von 
dem von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden hierfür bestellten 
Schriftführerin oder Schriftführer eine Niederschrift anzufertigen, die 
von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und der Schriftführerin 
oder dem Schriftführer unterzeichnet werden muss. 
 
(2)  Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Beschlüsse sind von der 
Versammlungsleiterin oder dem Versammlungsleiter zu unterzeich-
nen. Eine Änderung der Satzung oder die Auflösung des Verbandes 
kann nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen beschlossen werden. 
 
(3) In der Mitgliederversammlung haben die Mitglieder wenigstens 
eine und je weitere 200 Euro Mitgliedsbeitrag je eine weitere Stimme. 
Das Stimmrecht ist auf höchstens zehn Stimmen begrenzt. Die korpo-
rativen Mitglieder üben ihr Stimmrecht durch eine bevollmächtigte 
Vertreterin oder einen bevollmächtigten Vertreter aus. Jedes Mitglied 
ist berechtigt, sich bei der Ausübung des Stimmrechts durch ein an-
deres Mitglied des Verbandes oder durch ein Mitglied des Ver-
bandsrates vertreten zu lassen. Das Stimmrecht kann nur ausgeübt 
werden, wenn das Mitglied seinen Beitrag bis zu dem Geschäftsjahr, 
das der Mitgliederversammlung vorausgeht, bezahlt hat. Förderer 
haben das Recht, beratend an der Mitgliederversammlung teilzuneh-
men.  
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§ 10 Das Kuratorium 
 
(1) Das Kuratorium soll aus höchstens 60 Mitgliedern bestehen. Bei 
der Wahl der Mitglieder des Kuratoriums soll der Mitgliederstruktur 
sowie der regionalen Gliederung des Verbandes Rechnung getragen 
werden. 
 
(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden für die Dauer von drei Jah-
ren von der Mitgliederversammlung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
Das Kuratorium wählt seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden 
und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 
 
(3) Das Kuratorium hat die Aufgabe, den Verbandsrat in Grundsatz-
fragen der Verbandspolitik zu beraten und die Arbeit der Arbeitsgrup-
pen zu begleiten. Es unterbreitet Vorschläge für die Berufung von 
Mitgliedern des wissenschaftlichen Beirates und der ständigen Ar-
beitsgruppen. 
 
(4) Das Kuratorium kann Anträge zur Tagesordnung der Mitglieder-
versammlung stellen. § 8 Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung. 
 
(5) Beschlüsse des Kuratoriums werden mit Stimmenmehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmgleichheit entscheidet die 
Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. 
 
(6) Die Tätigkeit der Mitglieder des Kuratoriums ist ehrenamtlich. 
 
 
§ 11 Verbandsrat 
 
(1) Der Verbandsrat besteht aus der oder dem Vorsitzenden, bis zu 
drei stellvertretenden Vorsitzenden und bis zu zehn weiteren Mitglie-
dern. 
 
(2) Die Mitglieder des Verbandsrates werden von der Mitgliederver-
sammlung (§ 8 Abs. 1 Nr. 1) für eine Amtszeit von drei Jahren ge-
wählt. Wiederwahl, auch mehrfach, ist zulässig. 
 
(3) Die Mitglieder des Verbandsrates sind ehrenamtlich tätig. 
 
(4) Der Verbandsrat wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und 
bis zu drei stellvertretende Vorsitzende aus seiner Mitte. 
 
(5) Dem Verbandsrat obliegen die Beratung und Aufsicht des Vor-
standes sowie die in Absatz 6 aufgeführten Beschlussfassungen. 
 
(6) Dem Verbandsrat obliegt insbesondere die Beschlussfassung 
über 
 

1. den Vorschlag der von der Mitgliederversammlung zu wählen-
den/abzuberufenden Mitglieder des Kuratoriums, 
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2. den Vorschlag des von der Mitgliederversammlung zu wählen-

den/abzube-rufenden Vorstandes, 
 

3. die Grundsätze der Verbandspolitik,  
 

4. die Grundsätze der Rechnungslegung, 
 

5. den Wirtschaftsplan und den Arbeitsplan, 
 

6. Verwendung von Jahresüberschüssen und Ergebnisrücklagen 
sowie die Deckung von wirtschaftlichen Unterschüssen und 

 
7. über die Tagesordnung der Mitgliederversammlung. 

 
(7) Der Verbandsrat hält regelmäßig vier Sitzungen im Kalenderjahr 
ab. Die Sitzungen werden von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates oder seiner Stellvertreterin/seinem Stellvertreter 
einberufen und geleitet.  
 
(8) Der Verbandsrat ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
aller Mitglieder, unter denen sich die oder der Vorsitzende oder min-
destens eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter befinden muss, 
beschlussfähig. Beschlüsse des Verbandsrates werden mit Stim-
menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. 
 
(9) Die Mitglieder des Verbandsrates können nicht Mitglieder des 
Kuratoriums sein. Die Mitglieder des Verbandsrates sind berechtigt, 
an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teilzunehmen. 
 
 
§ 12 Der Vorstand 
 
(1) Der Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus bis zu drei -
hauptamtlich beschäftigten Personen. Dieser wird auf Vorschlag des 
Verbandsrates (§ 11 Abs. 6, Nr. 2) von der Mitgliederversammlung 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 3) für eine Amtszeit von bis zu fünf Jahren bestellt. 
Wiederwahl, auch mehrfach, ist zulässig. Bei der Regelung des Ver-
tragsverhältnisses zwischen dem Vorstand und dem Verband wird 
letzterer durch den Vorsitzenden des Verbandsrates oder von einem 
von ihm bevollmächtigten Mitglied des Verbandsrates vertreten. Der 
Vorstand führt seine Geschäfte bis zur Neuwahl. 
 
(2) Der Vorstand vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. 
 
(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Verbandes im Rahmen der 
Beschlüsse der Verbandsorgane. Er leitet die Geschäftsstelle und ist 
Dienstvorgesetzter der in ihr tätigen Dienstkräfte sowie der Ge-
schäftsführerinnen oder Geschäftsführer der regionalen Ge-
schäftsstellen. Ihm obliegt insbesondere 
 



   

 8

1. die Verwaltung des Verbandsvermögens und die laufende Ge-
schäftsführung des Verbandes im Rahmen der Richtlinien des 
Verbandsrates, 

 
2. die Vorbereitung der Mitgliederversammlung, 

 
3. die Vorbereitung der Beratungen und die Durchführung der 

Beschlüsse der Verbandsorgane und sonstigen Einrichtun-
gen, 

 
4. die Aufstellung des Jahresabschlusses gemeinsam mit dem 

Verbandsrat, 
 

5. die Aufstellung des Wirtschaftsplans, 
 

6. die Aufstellung des Arbeitsplans, 
 

7. der Vorschlag für die Berufung eines wissenschaftlichen Bei-
rates und der Arbeitsgruppen sowie die Betreuung dieser Ein-
richtung, 

 
8. die Bestellung der Geschäftsführerinnen oder der Geschäfts-

führer der regionalen Geschäftsstellen, 
 

9. die Beratung und Betreuung der regionalen Geschäftsstellen 
sowie 

 
10. die Herausgabe oder Schriftleitung der Veröffentlichungen des 

Verbandes. 
 
(4) Der Vorstand kann weder Mitglied des Kuratoriums noch Mitglied 
des Verbandsrates sein. Er nimmt beratend an den Sitzungen des 
Verbandsrates und des Kuratoriums teil. 
 
(5) Die Einzelheiten der Organisation des Verbandes, des 
Zusammenwirkens seiner Gliederung untereinander und mit seinen 
Organen regelt eine Geschäftsordnung, die der Verbandsrat auf Vor-
schlag des Vorstandes erlässt. Der Verbandsrat kann sich in der Ge-
schäftsordnung die Zustimmung zur Vornahme wesentlicher oder 
außergewöhnlicher Rechtsgeschäfte oder Maßnahmen, z. B. die 
Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, vorbehalten. 
 
 
§ 13 Ehrenvorsitzende/Ehrenvorsitzender und Ehrenmitglieder 
 
Die Mitgliederversammlung kann um den Verband besonders ver-
diente Persönlichkeiten zu Ehrenvorsitzenden oder Ehrenmitgliedern 
berufen. Die Übernahme von Pflichten ist mit dieser Berufung nicht 
verbunden. Jedoch haben die Ehrenvorsitzende oder der Ehrenvorsit-
zende und die Ehrenmitglieder das Recht, an den Sitzungen der Or-
gane und Arbeitsgruppen des Verbandes beratend teilzunehmen, 
denen sie früher angehört haben. 
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§ 14 Wissenschaftlicher Beirat und Arbeitsgruppen 
 
(1) Zur Beratung des Vorstandes können ein wissenschaftlicher Bei-
rat sowie ständige als auch zeitweilige Arbeitsgruppen gebildet wer-
den. Der Verbandsrat beruft auf Vorschlag des Vorstandes die Mit-
glieder und bestimmt ihr Arbeitsgebiet. 
 
(2) Der wissenschaftliche Beirat und die Arbeitsgruppen sind als 
selbständige wissenschaftliche Gremien in der Freiheit und Unab-
hängigkeit ihrer Meinungsbildung nicht beschränkt. Ihre gutachterli-
chen Äußerungen gelten als Stellungnahme des Verbandes, wenn 
der Verbandsrat ihnen zugestimmt hat. 
 
(3) Grundsätzlich soll vor der Veröffentlichung gutachterlicher Äuße-
rungen des wissenschaftlichen Beirats und der Arbeitsgruppen die 
Zustimmung des Verbandsrats eingeholt werden. 
 
 
§ 15 Regionale Verbandsstruktur  
 
(1) Der Verband ist in regionale Geschäftsbereiche gegliedert. Die 
Einteilung der Geschäftsbereiche erfolgt durch den Vorstand im Ein-
vernehmen mit dem Verbandsrat. 
 
(2) Die regionalen Geschäftsstellen werden durch Geschäftsführerin-
nen oder Geschäftsführer geleitet. Unter Vorsitz des Vorstandes wird 
in der Geschäftsführerkonferenz der regionalen Geschäftsstellen – 
die wenigstens einmal jährlich abzuhalten ist – die Durchführung der 
Verbandsaufgaben koordiniert. 
 
(3) In den Regionen sollen Beiräte gebildet werden. Sie sind bera-
tende Gremien, die die Arbeit der regionalen Geschäftsstellen inner-
halb der satzungsmäßigen Zuständigkeiten und der Beschlüsse des 
Vorstandes auf die besonderen Verhältnisse in der Region abstim-
men. 
 
 
§ 16 Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 17 Verwendung des Vereinsvermögens 
 
Bei der Auflösung oder Aufhebung des Verbandes oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das nach Befriedigung der Gläubiger 
verbleibende Verbandsvermögen der Bundesrepublik Deutschland, 
zu Händen des für die Verbandsaufgaben zuständigen Bundesmi-
nisteriums mit der Maßgabe zu, es ausschließlich für solche Zwecke 
zu verwenden, die den Aufgaben des Verbandes entsprechen.  
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Beitragsordnung 2003 

gültig ab 1. Januar 2004 
 
 

Die Mitglieder haben in der Mitgliederversammlung vom 
24. September 2003 auf Vorschlag des Vorstandes die 

folgende 
Beitragsordnung 

nach § 8 Abs. 1 Nr. 8 der Satzung vom 1. Oktober 1991 
erlassen. 

 
 

 
I. GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN 
 
 
A. Städte und Gemeinden 
 
Bei einer Einwohnerzahl  Beitrag 
                             bis zu  in EUR 

     10.000  210 
     20.000  260 
     40.000  310 
     70.000  360 
   110.000  410 
   220.000  550 
   440.000  660 
   660.000  770 
1.000.000  1.000 

               über 1.000.000  mind. 1.100 
 
 
 
B. Landkreise / sonstige Kommunalverbände 

 
Bei einer Einwohnerzahl  Beitrag 
                             bis zu  in EUR 

     70.000  210 
   110.000  230 
   160.000  260 
   300.000  300 
   600.000  400 
   800.000  500 
1.000.000  600 

               über 1.000.000  mind. 700 
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II. WOHNUNGSUNTERNEHMEN 
 
 
        Wohnungsbestand 
        einschl. verwalteter  Beitrag 
        Wohnungen bis zu  in EUR 

        750  200 
     1.000  250 
     1.500  300 
     2.000  350 
     3.500  500 
     7.500  700 
   12.000  900 
   20.000  1.100 

                  über 20.000  mind. 1.200 
 
 

Grundlage 
Eigene Angaben der Unternehmen über den Bestand 
am 31. Dezember des Vorjahres; Kontrollmöglichkeiten 
durch eigene Geschäftsberichte oder die der Verbände. 
Überwiegt bei einem Wohnungsunternehmen der  
Träger- oder Betreuungsbau, richtet sich der Beitrag  
nach der Anzahl der jährlich fertiggestellten Wohnungen.  
Der Grundbetrag ist auch hier 200 EUR, der  
Steigerungsbetrag bei mehr als 200 Wohnungen 
je 200 Wohnungen 100 EUR. 
 
III. KREDITINSTITUTE 
 
 Selbsteinschätzung  Beitrag 
                                                                    in EUR 
Kleinere örtliche Unternehmen  250 –    550 
Kleine Regionale Unternehmen  600 – 1.100 
Mittlere Unternehmen   1.200 – 1.700 
Große regionale Unternehmen  1.800 – 3.000 
Große überreg. Unternehmen  mind. 3.000 
 
 
IV. FREIBERUFLICH TÄTIGE 
 
Architekten, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer,  
Steuerberater, Notare etc., soweit sie als  
Personengemeinschaft Mitglied sind. 
 
 Selbsteinschätzung 
 nach der Zahl der Mitarbeiter  Beitrag 
 bis zu  in EUR 

       10  250 
       30  400 
       50  600 
     100  900 

                                über 100  mind. 1.000 
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V. GEWERBLICHE UNTERNEHMEN 
 
Makler, Grundstücksverwaltungen, Entwicklungs-,  
Bauunternehmen usw. 
 
 Selbsteinschätzung 
 nach der Zahl der Mitarbeiter  Beitrag 
                                     bis zu  in EUR 

       10  250 
 30  400 
       50  600 
     100  900 

                                über 100       mind. 1.000 
 
 
VI. VERSORGUNGSWIRTSCHAFT 
 
Gas-, Strom-, Wasser-, Fernwärmeunternehmen usw. 
 
 Selbsteinschätzung 
 nach der Zahl der  Beitrag 
 Abnahmezähler bis zu  in EUR 
 klein 15.000  200 
 mittel 100.000  500 
 groß über 100.000  mind. 1.000 
 
 
VII. VERBÄNDE 
 
 Selbsteinschätzung  Beitrag 
  in EUR 
 Ortsverbände  200 – 300 
 Regionalverbände  300 – 400 
 Landesverbände  400 – 600 
 Bundesverbände  mind. 600 
 
 
 
VIII. FÖRDERNDE MITGLIEDER 
Der Mitgliedsbeitrag wird für jedes Mitglied durch den 
Vorstand individuell bestimmt. 
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